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Vorwort 
 
Sehr geehrte  
Damen und Herren, 
liebe Genossinnen  
und Genossen, 
 
vor Ihnen liegt der neue 
„Monika Griefahn MdB 
Newsletter“.  
 
Ich wünsche wiederum eine 
spannende Lektüre! 
 
Ihre 

 
 
In dieser Ausgabe 
 

> Aktuelle Termine S. 1 

> Politik im Internet:  
Aktuelle Link-Tipps S. 1 

In dieser Ausgabe 
 
> Monika Griefahn informierte sich im Heide-Park über das 

Holiday Camp S. 1 

> Hartz IV: Monika Griefahn beim Landkreis SFA S.  

> Abgeordnete sprachen mit Parlamentarischer Staatssek-
retärin Angelika Mertens wegen des . Gleises Stelle - Lü-
neburg / Lärmsanierung an Schienenwegen im Landkreis 
Harburg macht weitere Fortschritte S.  

> Hohe Gewerbesteuereinnahmen halbieren bundesweit 
das  Finanzdefizit der Kommunen  S.  

> Keine Mehrwertsteuer auf Sportvereinsbeiträge S.  

> Verkehrsbelastungen der Bundes- und Landesstraßen 
nach Mauteinführung werden überprüft S.  

> Monika Griefahn und Olga Kitowa im Gespräch mit Sti-
pendiaten der Otto-Benecke-Stiftung  S.  

> Lars Klingbeil MdB eröffnete Büro in Soltau / Monika 
Griefah besuchte Felix-Nussbaum-Schule in Walsrode S. 

> Koalition in Kiel ohne Kultur?  / Kultur und Bildung müs-
sen in einer EU-Dienstleistungsrichtlinie geschützt wer-
den / Papstwahl ratz-fatz – Der neue Papst ist der alte 
Papst S.  

Monika Griefahn informierte sich im Heide-Park über das Holiday Camp  

 
Geschäftsführer Hannes 
W. Mairinger führte Mo-
nika Griefahn durch das 
neue Feriendorf „Holiday 
Camp“ 
Über den Baufortschritt 
des Feriendorfes Holiday 
Camp im Heide-Park Sol-
tau und die weiteren Plä-
ne für den Erlebnispark 
informierte sich die Bun-
destagsabgeordnete Mo-
nika Griefahn bei Hannes 
W. Mairinger, dem Ge-
schäftsführer der Anlage. 
Mit Hochdruck wird an  

 
der Fertigstellung des Fe-
riendorfes gearbeitet, das 
am . April eingeweiht 
werden soll. „Wenn ich 
die fröhlich-bunten Häu-
ser sehe, kann ich mir gut 
vorstellen, dass man sich 
hier wohlfühlen kann.“ 
Beeindruckt war Monika 
Griefahn auch von dem 
Freizeitangebot, das mit 
dem Holiday Camp ver-
bunden ist. „Egal ob Fami-
lien mit Kindern, Gruppen 
oder Gäste jeden Alters – 
hier wird viel mehr gebo-

ten als nur eine kosten-
günstige Übernach-
tungsmöglichkeit.“ Han-
nes W. Mairinger infor-
mierte die Bundestagsab-
geordnete auch über den 
Besitzerwechsel beim 
Heidepark von der Tus-
sauds-Gruppe zu Dubai 
International Capital. Mit 
diesem finanzstarken 
neuen Eigentümer sei ei-
ne weitere positive Ent-
wicklung garantiert. „Wir 
sind schon gut aufge-
stellt“, erklärte Mairinger, 
„und es wird weiter inves-
tiert werden.“ Der Event- 
und Konzertbereich im 
Heide-Park mit seinen 
vielen Veranstaltungen 
gewinnt an Gewicht und 
nimmt einen stärkeren 
Anteil am Gesamtge-
schäft ein. Auch immer 
mehr Unternehmen bu-
chen den Heide-Park für 
Firmenveranstaltungen 
oder um dort einem gela-
denen Publikum im inte-
ressanten Ambiente z.B. 
neue Projekte oder Pro-
dukte vorzustellen.  

Die Bundestagsabgeord-
nete besucht selbst hin 
und wieder mit ihren Kin-
dern den Heide-Park. 
Deswegen war für sie von 
besonderem Interesse, 
wie hoch die Sicherheits-
standards im Heide-Park 
sind und dass auch durch 
das Personal bei allen 
Fahrgeschäften genau-
estens auf die Einhaltung 
der Sicherheitsbestim-
mungen geachtet wird. 
„Wenn von Mitarbeiter-
seite dagegen verstoßen 
wird, ist dies ein Grund 
zur fristlosen Kündigung“, 
informierte der Ge-
schäftsführer. Der Heide-
Park beschäftigt je nach 
Saison zwischen 1 und 
 Menschen. „Damit ist 
der Erlebnispark ein be-
deutender Arbeitgeber in 
der Region“, erklärte Mo-
nika Griefahn und freute 
sich, dass zum ersten Mal 
auch eine Lehrstelle an-
geboten wurde. Hannes 
W. Mairinger versicherte 
ihr, dass diese Praxis wei-
tergeführt werden soll. 
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Hartz IV: Monika Griefahn beim Landkreis Soltau-Fallingbostel 

Von links nach rechts: 
Landrat Hermann Söder, 
VHS-Leiter Thomas Otte, 
MdB Monika Griefahn,  
Ralf Trosin, Fachbereichs-
leiter Soziales beim Land-
kreis.  
 
Wie läuft es mit der Um-
setzung von Hartz IV nach 
den ersten drei Monaten 
beim Landkreis Soltau-
Fallingbostel? Dieser Fra-
ge ging die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn in einem 
Gespräch bei der Kreis-
verwaltung nach. Landrat 
Hermann Söder, Ralf Tro-
sin und Thomas Otte von 
der Volkshochschule Hei-
dekreis informierten die 
Abgeordnete. „Für mich 
ist es sehr interessant zu 
sehen, wie gut es bei ei-
nem Landkreis funktio-
niert, der die Option 
wahrnimmt“, erklärte 
Monika Griefahn.  
„Zuerst war ich ja etwas 
skeptisch, als die Ent-
scheidung für die Wahr-
nehmung der Option in 
SFA gefallen war“, be-
kannte sie. „Aber jetzt se-
he ich die Vorteile, auch 
durch den direkten Ver-
gleich mit dem Landkreis 
Harburg in meinem 
Wahlkreis, der mit der 
Agentur für Arbeit eine 
Arbeitsgemeinschaft bil-
det. In SFA sind die Wege 
kürzer und das entspre-
chend ausgebildete Per-
sonal für die Wahrneh-
mung der Aufgaben kann 
frei eingestellt werden – 
im Gegensatz zur Agentur 

für Arbeit in Lüneburg, die 
ihr zusätzliches Personal 
aus dem Beschäftigten-
pool ehemaliger Post- 
und Bahnbediensteter 
auswählen und erst ein-
mal schulen muss. Hier 
geht wertvolle Zeit als 
Vorlauf verloren, die bes-
ser bei der Betreuung der 
Hartz IV-Klienten aufge-
hoben wäre.“  
Auch das Engagement 
von Ralf Trosin und sei-
nem Fachbereichsteam 
beeindruckte die Bundes-
tagsabgeordnete. „Wenn 
ich hier höre, nur mit ei-
nem besonderen Einsatz 
konnten bei Übernahme 
der Option alle Leistungs-
empfänger versorgt wer-
den, kann ich das bei der 
umfangreichen Aufgabe 
gut nachvollziehen. Die-
sem Engagement ist es zu 
verdanken, dass bei dem 
Betreten dieses Neulan-
des für die Kreisverwal-
tung alles bisher so gut 
gelaufen ist.“  
Der Landkreis ist mit der 
Volkshochschule Heide-
kreis eine Kooperation 
eingegangen, wie Ralf 
Trosin erläuterte. „Es ist 
ein sehr gutes Miteinan-
der zwischen Landkreis 
und Volkshochschule“, 
betonte er gemeinsam 
mit Thomas Otte von der 
VHS. „Miteinander haben 
wir eine Struktur, wie sie 
andere mit einer Beschäf-
tigungsgesellschaft ha-
ben.“ Bei leichten und 
kleinen Vermittlungs-
hemmnissen übernimmt 
der Landkreis die Betreu-

ungs- und Vermittlungs-
aufgabe, wenn mehr 
Betreuung und Qualifizie-
rung notwendig sind, hilft 
die VHS weiter. Thomas 
Otte ergänzte, die VHS sei 
schon lange „im Ge-
schäft“ mit sozialpädago-
gischer Betreuung und 
konnte jetzt gut darauf 
aufbauen. Auch andere 
Bildungsträger werden 
von der VHS in die Bewäl-
tigung dieser Aufgabe mit 
einbezogen. Zehn qualifi-
zierte  Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wurden 
für die Aufgabe einge-
stellt. Fünf sind in Wals-
rode bei „ProJob“ tätig 
und fünf in Soltau.  
Auch beim Landkreis hat 
Ralf Trosin erst einmal 
mit einer kleinen Start-
mannschaft von 1 Perso-
nen begonnen. Zwei sind  
für die Kontakte zu Ar-
beitgebern zuständig, 
machen aber nicht nur 
Akquise von Arbeits- und 
Praktikumsplätzen, son-
dern haben auch ein of-
fenes Ohr für die Sorgen 
der Arbeitgeber; die ande-
ren 1 Eingestellten ste-
hen vor Ort in den Kom-
munen für Betreuung und 
Vermittlung zur Verfü-
gung. Insgesamt  Ar-
beitsvermittler werden 
später insgesamt bei der 
Zahl der Bedarfsgemein-
schaften benötigt; das 
Team soll mit der zuneh-
menden Aufgabenwahr-
nehmung wachsen. Am 
1. Januar  wurden 
im Landkreis . Be-
darfsgemeinschaften ge-
zählt. Davon waren be-
reits . im bisherigen 
Leistungsbezug nach 
BSHG, die anderen sind 
„Neukunden“.  
Wie denn die Aussicht auf 
Erfolg bei der Arbeit zu 
bewerten sei, wollte Mo-
nika Griefahn gerne von 
Ralf Trosin und Thomas 
Otte erfahren. Ist die 
Vermittlung in Arbeit ü-
berhaupt  möglich, unab-
hängig gesehen vom An-
gebot an Arbeitsstellen? 
„Oder ist das alles nur Be-

schäftigungstherapie?“ 
Dem widersprachen die 
beiden Gefragten, die da-
von ausgehen, dass rund 
 % der Menschen in Be-
darfsgemeinschaften zur 
Arbeit zu motivieren und 
zu vermitteln sind. „Ju-
gendliche ab 1 Jahren 
sollen nicht von der 
Schulbank zur Werkbank 
gezwungen werden und 
auch bei Personen, die 
Kinder unter drei Jahren 
betreuen, sehen wir keine 
Priorität.“ Man hofft, dass 
aus Betriebspraktika auch 
Arbeitsverhältnisse wer-
den können. „Eventuell 
bei den entsprechenden 
Voraussetzungen auch 
mit einem Lohnkostenzu-
schuss.“  
Ralf Trosin erklärte ab-
schließend: „Wir haben in 
aller Kürze für die Bewer-
bung für die Option ein 
Konzept  erstellt; jetzt 
sind wir dabei, das Kon-
zept umzusetzen. Hier 
und da gebietet die Praxis 
eine Änderung. Auch das 
gehört dazu.“ Monika 
Griefahn versprach im 
Herbst wiederzukommen, 
um dann die weitere 
Entwicklung kennen zu 
lernen. „Wo müsste noch 
nachgebessert werden, 
wo sollten wir noch für 
mehr Klarheit sorgen?“, 
wollte Monika Griefahn 
gerne für ihre weitere Ar-
beit in Berlin wissen. Es 
wurden ihr Fragen und 
Anregungen für die Berei-
che Rehabilitation und 
Berufsberatung mit auf 
den Weg gegeben. Auch 
die  von der Oberfinanzdi-
rektion Hannover ange-
kündigte Umsatzsteuer-
pflicht für einige Aufga-
benwahrnehmungen bei 
der Bewältigung der 
Hartz IV-Umsetzung hat-
te für Unruhe gesorgt. 
Hier jedoch hatte die 
Bundestagsabgeordnete 
bereits beim Bundesfi-
nanzministerium nach-
gehakt und dort erfahren, 
dass die Volkshochschu-
len nicht unter diese Re-
gelung fallen. 
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Abgeordnete sprachen mit Parlamentarischer Staatssekretärin 
Angelika Mertens wegen des . Gleises Stelle - Lüneburg 

 

 
Das Foto zeigt (v.l.n.r.): 
Michael Grosse-Brömer 
MdB, die Parlamentari-
sche Staatssekretärin An-
gelika Mertens und Moni-
ka Griefahn MdB. 
 
Die örtlichen Bundes-
tagsabgeordneten Moni-
ka Griefahn (SPD) und Mi-
chael Grosse-Brömer 
(CDU) haben heute mit 
Kollegen aus den angren-
zenden Wahlkreisen ein 
persönliches Gespräch 
mit der Parlamentari-
schen Staatssekretärin 
Angelika Mertens im 
Bundesministerium für  

 
Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen über die Zu-
kunft des Dritten Gleises 
geführt. 
Ziel des Gespräches war 
es, den Verfahrensstand 
und das weitere Vorge-
hen zu besprechen. Das . 
Gleis ist bekanntermaßen 
im Vordringlichen Bedarf 
des Bundesverkehrswe-
geplans. Die Parlamenta-
rische Staatssekretärin 
Angelika Mertens konnte 
zum Bedauern der Abge-
ordneten die Finanzie-
rung des Verkehrsprojek-
tes  nicht zusagen. Auch 
ist das Planfeststellungs-

verfahren noch nicht ab-
geschlossen. Im Juli  
hatte das Bundesver-
kehrsministerium die 
„Mittelfristplanung  
-  für die Vorhaben 
des Bedarfsplans für die 
Bundesschienenwege“ 
vorgelegt, in der das . 
Gleis nicht enthalten war. 
Diese Liste setzte die Prio-
rität auf die Umsetzung 
bereits laufender Maß-
nahmen. Aufgrund der 
Mautausfälle war es zu 
Problemen bei der Finan-
zierung verschiedener 
Verkehrsprojekte ge-
kommen. Beide Abgeord-
nete setzen sich seitdem 
parteiübergreifend für 
den Bau des . Gleises ein. 
Die Bundestagsabgeord-
neten aus der Region 
brachten einvernehmlich 
zum Ausdruck, dass es bei 
den derzeit finanzierten 
Verkehrsprojekten ein 
deutliches Gefälle zu-
gunsten des Südens und 
Ostens der Republik gebe 
und dass aus ihrer Sicht 
der Norden stärker be-
rücksichtigt werden müs-
se. Monika Griefahn MdB 
und Michael Grosse-

Brömer MdB vertraten im 
Gespräch die Auffassung, 
dass es sich beim . Gleis 
nicht um eine Neubau-
maßnahme, sondern um 
eine Ausbaumaßnahme 
handelt. Die Deutsche 
Bahn AG habe stets die 
Wichtigkeit des . Gleises 
betont. Zum einen sei der 
Streckenabschnitt schon 
jetzt überlastet, zum an-
deren sei die Strecke für 
die Hinterlandanbindung 
der Häfen wichtig. Beide 
Abgeordnete regten an, 
man solle auch über eine 
private Finanzierung der 
Maßnahme nachdenken. 
Übereinstimmende Stel-
lungnahme der beiden 
Abgeordneten: „Wir ge-
ben uns mit dem derzei-
tigen Stand nicht zufrie-
den. Das . Gleis fordert 
wegen seiner großen Be-
deutung für unsere Regi-
on unseren permanenten 
Einsatz.“ Da der Kanzler 
neue Finanzierungen für 
Verkehrsinfrastrukturpro-
jekte zugesagt hat, gibt es 
noch Hoffnung, so die 
Abgeordneten.

 

Lärmsanierung an Schienenwegen im Landkreis Harburg  
macht weitere Fortschritte 
Die Lärmsanierung an 
Schienenwegen im Land-
kreis Harburg macht wei-
tere Fortschritte. Das 
Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen (BMVBW) 
hat in Zusammenarbeit 
mit der Deutschen Bahn 
AG jetzt ein Gesamtkon-
zept zur Lärmsanierung 
an bestehenden Schie-
nenwegen der Eisenbah-
nen des Bundes erarbei-
tet.  Auch für den Land-
kreis Harburg wirkt sich 
das Gesamtkonzept zur 
Lärmsanierung des 
BMVBW sehr positiv aus: 
In das Gesamtkonzept 
wurden jetzt gegenüber 

der vorherigen Dringlich-
keitsliste zwei Abschnitte 
in Stelle und Jesteburg 
neu aufgenommen und in 
Buchholz zwei längere 
Streckenabschnitte als 
bisher berücksichtigt. Das 
Gesamtkonzept löst die 
bisherige Liste der vor-
dringlich zu sanierenden 
Härtefälle ab, weil nun 
eine bundesweite Erfas-
sung des Gesamtbestan-
des der Lärmsituation auf 
wissenschaftlicher Basis 
vorliegt. Mit dem Lärm-
sanierungsprogramm an 
bestehenden Schienen-
wegen hat die Bundesre-
gierung eine Zusage der 
Koalitionsvereinbarung 

umgesetzt, mit der kon-
krete Verbesserungen für 
Anwohner von Schienen-
strecken erzielt werden: 
Mit Hilfe der seit 1 
jährlich im Haushalt des 
BMVBW eingestellten 
rund 1 Millionen Euro hat 
die Deutsche Bahn AG be-
reits jetzt bei rund 1. 
Wohnungen passive 
Schallschutzmaßnahmen 
wie z.B. den Einbau von 
Schallschutzfenstern rea-
lisiert. Eine maßgebliche 
Lärmreduzierung konnte 
weiterhin bei einer ver-
gleichbaren Anzahl an 
Wohnungen durch den 
Bau von insgesamt rund 
 km Schallschutzwän-

den im Rahmen des Pro-
gramms erreicht werden. 
Monika Griefahn: „Mittel- 
bis langfristig wird sich 
die Lärmsituation an den 
Schienenwegen im Land-
kreis Harburg deutlich 
verbessern. Buchholz, Jes-
teburg und das westliche 
Stelle werden von Lärm-
sanierungsmaßnahmen 
profitieren. In Jesteburg 
wurde bereits eine Lärm-
schutzwand errichtet. Al-
lerdings ist mancherorts 
Geduld gefragt. Leider ist 
der Nachholbedarf in Sa-
chen Lärmsanierung bun-
desweit so groß, dass 
nicht von heute auf mor-
gen mit Abhilfe zu rech-



 

nen ist. Bis 1 gab es 
quasi gar  keine Lärmsa-
nierung an Schienenstre-
cken. Insofern ist es ange-
sichts der Haushaltsprob-
leme des Bundes eine an-

erkennenswerte Leistung, 
dass der Bund seit 1 
jährlich rund 1 Millionen 
Euro zur Verfügung ge-
stellt hat. Die jetzt vorlie-
gende Gesamtliste abzu-

arbeiten, wird aber viele 
Jahre dauern. Die Deut-
sche Bahn AG setzt die 
Lärmsanierungsmaß-
nahmen im Rahmen der 
Haushaltsmittel um. Prio-

rität gibt die Bahn dabei 
Strecken mit einer großen 
Anzahl betroffener An-
wohner und hoher Lärm-
emission.“ 

 
Folgende Streckenabschnitte aus dem Landkreis Harburg sind in der Gesamtkonzeption der Lärmsanierung des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (Stand: 1. Februar ) jetzt enthalten: 
 

Ortsdurchfahrt Strecke 
Nr. 

Streckenabschnitt von km bis km Länge 
km 

Status 

Buchholz 1280 Buchholz – HH-
Allermöhe 

0,0 2,6 2,6 In Planung 

Buchholz 2200  Bremen - Hamburg 317,5 326,1 8,6 In Planung 
Jesteburg 1280 Maschen - Buchholz 4,7 6,6 1,9 Baudurchführung 
Jesteburg West 1280 Maschen - Buchholz 2,8 4,4 1,6 In Planung 
Stelle 1280 Buchholz – HH-

Allermöhe 
19,5 20,0 0,5 In Planung 

Stelle 1720 Hamburg – Lehrte (= 
Hauptstrecke  Ham-
burg – Lüneburg) 

157,8 161,0 3,2 In Planung 

 
Anmerkung: Nicht in der Liste der Lärmsanierung enthalten sind Streckenabschnitte, bei denen im Zuge der Ver-
wirklichung von Maßnahmen des Bundesverkehrswegeplans weitergehende Lärmvorsorgemaßnahmen ergriffen 
werden. Dieses betrifft konkret den Streckenabschnitt des . Gleises zwischen Stelle und Lüneburg (östliches Stelle, 
Ashausen und Winsen). 
 

Hohe Gewerbesteuereinnahmen halbieren bundesweit das   
Finanzdefizit der Kommunen  
Gewerbesteuerentwicklung regional sehr unterschiedlich 
Nach den Ergebnissen des 
Statistischen Bundesam-
tes haben die Kommunen 
in  mehr Geld einge-
nommen. Dazu erklärt die 
SPD-Bundestagsabgeord-
nete Monika Griefahn: 
„Im September  ha-
be ich darauf hingewie-
sen, dass die SPD-
geführte Bundesregie-
rung große Anstrengun-
gen unternommen hat, 
um die Kommunen zu 
entlasten und ihre Ein-
nahmesituation zu 
verbessern, während die 
CDU-Landesregierung 
schamlos in die kommu-
nalen Kassen eingreift. 
Ich habe dargelegt, dass 
die Gewerbesteuerein-
nahmen der Gemeinden 
zwar nicht in jeder ein-
zelnen Gemeinde, aber im 
Durchschnitt aller Ge-
meinden im Landkreis 
Harburg erfreulicherwei-
se stark zugelegt haben, 
weil die Bundesregierung 

die Gewerbesteuer zu 
Gunsten der Kommunen 
reformiert hat. Dies führ-
te im Lkr. Harburg zum 
Teil zu wütenden Protes-
ten einiger CDU-
Kommunalpolitiker. Es 
konnte und durfte nicht 
wahr sein, dass eine SPD-
geführte Bundesregie-
rung die Kommunen fi-
nanziell deutlich entlas-
tet. Die Zahlen sprechen 
indes eine glasklare Spra-
che und belegen eine Ent-
lastung der Kommunen 
durch den Bund. Im Land-
kreis Soltau-Fallingbostel 
entwickelte sich aller-
dings in einigen Gemein-
den das Gewerbesteuer-
aufkommen entgegen 
dem allgemeinen Trend 
rückläufig. Hier bleibt die 
längerfristige Entwick-
lung abzuwarten. Nach 
Auswertung des . Quar-
tals  zeigt die von 
der rot-grünen Bundesre-
gierung  eingeleitete 

Gemeindefinanzreform 
ihre Wirkung: Kommuna-
le Steuereinnahmen der 
Gemeinden und Gemein-
deverbände erhöhten sich 
im Jahre  um , Pro-
zent oder ,1 Milliarden 
Euro auf 1,1 Milliarden 
Euro (: , Milli-
arden Euro). Ausschlag-
gebend für diese positive 
Entwicklung des Gewer-
besteueraufkommens 
waren die Senkung der an 
Bund und Ländern abzu-
führende Gewerbesteu-
erumlage (Plus , Milli-
arden Euro), eine deutlich 
bessere Konjunkturent-
wicklung und weitere 
Maßnahmen im Rahmen 
der Steuerrechtsänderung 
zu Gunsten der Gemein-
den. Dies führte zu einem 
Anwachsen der Gewerbe-
steuereinnahmen auf 
, Milliarden Euro, 
das sind , Prozent oder 
,1 Milliarden Euro 
mehr als im Jahr  

(1,1 Milliarden Euro). 
Damit wurden die Ergeb-
nisse der Rekordjahre 
1/ (Aufkommen: 
1, Milliarden Euro) 
nochmals um 1, Milliar-
den Euro übertroffen. Alle 
Bundesländer weisen bei 
den Kommunen zweistel-
lige Zuwächse auf. Zum 
Beispiel ergab dies in 
Nordrhein-Westfalen bei 
, Prozent Zuwachs ein 
Plus von 1,1 Milliarden 
Euro. Durch die Zusam-
menlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe 
im Rahmen von Hartz IV, 
werden die Gemeinde-
haushalte in diesem Jahr 
um weitere , Milliarden 
Euro zusätzlich entlastet. 
Die politisch gewollte 
Senkung der Einkom-
menssteuer zu Gunsten 
der Wirtschaft und der 
Bürger führte bei den 
Gemeinden erwartungs-
gemäß zu geringeren 
Einnahmen bei der Ein-



 

kommenssteuer (Minus 
, Prozent). Wegen der 
weiterhin schwachen 
Entwicklung des privaten 
Konsums stagnierten 
Einnahmen aus dem Ge-
meindeanteil an der Um-
satzsteuer. Unabhängig 

davon halbierte sich das 
Finanzierungsdefizit der 
Gemeindehaushalte ge-
genüber dem Vorjahr von 
, Milliarden Euro auf 
, Milliarden Euro. 
Dabei ist weiteres Ent-
wicklungspotenzial der 

kommunalen Haushalte 
noch ungenutzt: Von den 
vom Bund bereitgestell-
ten Mitteln über 1, Milli-
arden Euro zum Ausbau 
von Ganztagsschulen in 
 und  sind bis-
her  Millionen Euro 

noch nicht abgerufen 
worden. Investitionen in 
Ganztagsschulen erleich-
tern die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Dar-
über hinaus stärken sie 
das örtliche Handwerk.“ 

 

Keine Mehrwertsteuer auf Sportvereinsbeiträge 
„Das war wohl ein ver-
frühter April-Scherz!“ – 
Mit diesen Worten kom-
mentiert jetzt die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn entspre-
chende Äußerungen des 
CDU-Generalsekretärs 
und Landtagsabgeordne-
ten Friedrich Otto Ripke 
(Lkr. Soltau-Fallingbostel) 
sowie des CDU-
Landtagsabgeordneten 
Norbert Böhlke (Lkr. Har-
burg), nach denen die 
Bundesregierung die Er-
hebung von Mehr-
wertsteuer auf Sportver-
einsbeiträge prüfe. „Die 
Rechtslage ist kompli-
ziert, das Ergebnis aber 
einfach: Auch in Zukunft 
werden gemeinnützige 
Sportvereine für die von 
ihnen erhobenen Mit-
gliedsbeiträge keine 
Mehrwertsteuer entrich-
ten müssen, wenn sie oh-
ne Gewinnstreben han-
deln.“ 
Mehrere Lokalzeitungen 
in den Landkreisen Sol-
tau-Fallingbostel und 
Harburg hatten über Äu-
ßerungen von örtlichen 
CDU-Landtagsabgeord-
neten berichtet, die Bun-
desregierung prüfe der-
zeit, ob auf Mitgliedsbei-
träge von gemeinnützi-
gen Vereinen künftig 
Mehrwertsteuer erhoben 
werden kann. Böhlke, 
zugleich Vorsitzender des 
TV Meckelfeld, unterstell-
te der Bundesregierung, 
es gebe Pläne, „Mit-
gliedsbeiträge von ge-
meinnützigen Vereinen 
mit Mehrwertsteuer zu 
belegen und damit zu be-
steuern“, und damit sei 
die Existenz von zahlrei-
chen Sportvereinen ge-
fährdet. Ripke sprach von 
„einen Schlag gegen das 

Ehrenamt“. Monika Grie-
fahn stellte jetzt klar: 
„Dieses ist in der Sache 
falsch und verkürzt den 
Sachverhalt unzulässig.“ 
Das Bundesfinanzminis-
terium hat zum Thema 
„Vereinsbeiträge und 
Mehrwertsteuer“ unter 
Bezugnahme auf das so 
genannte „Golf-Urteil“ 
wie folgt Stellung ge-
nommen: 
„Bei dem Verfahren vor 
dem Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) ging es 
unter anderem um die 
Frage, unter welchen 
Voraussetzungen die Leis-
tungen eines Sportvereins 
an seine Mitglieder um-
satzsteuerbar sind und 
der Mitgliederbeitrag so-
mit Entgelt für eine von 
einem Sportverein er-
brachte sonstige Leistung 
ist. Der EuGH hat hierzu 
entschieden, dass die Jah-
resbeiträge der Mitglieder 
eines Sportvereins Gegen-
leistung für eine von dem 
Verein erbrachte Leistung 
darstellen können. Der 
EuGH hat in seiner Ent-
scheidung weiter die 
Steuerbefreiung nach Ar-
tikel 1 Teil A Abs. 1 
Buchst. m der . EG-
Richtlinie bestätigt. 
Die geltende Regelung in 
Deutschland, wonach 
echte Mitgliederbeiträge 
als Gegenleistung für 
nichtsteuerbare Leistun-
gen eines (Sport-)Vereins 
angesehen werden, führt 
zum gleichen fiskalischen 
Ergebnis wie die Ent-
scheidung des EuGH, 
nach der die Mitglieder-
beiträge Entgelt für steu-
erbare, aber umsatzsteu-
erfreie Leistungen eines 
Sportvereins sind. 
Gleichwohl muss geprüft 
werden, ob aufgrund der 

Entscheidung des EuGH 
das nationale Recht an 
die verbindlichen Vorga-
ben der . EG-Richtlinie 
zur Harmonisierung der 
Mehrwertsteuern ange-
passt werden muss. Diese 
Prüfung wird in Kürze ab-
geschlossen. Nach bishe-
riger Erkenntnis werden 
sich aber insbesondere 
bei der umsatzsteuer-
rechtlichen Behandlung 
der Leistungen eines 
Sportvereins an seine 
Mitglieder, die Sport aus-
üben, im wirtschaftlichen 
Ergebnis keine Änderun-
gen ergeben.“ 
Monika Griefahn erklärte 
abschließend: „Die Bun-
desregierung setzt ledig-
lich das europäische gel-
tende Recht in nationales 
Recht um. Auch nach dem 
Golf-Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH 
C-1/, Urteil vom 
1..) wird es wegen 
entsprechender Ausnah-
meregelungen keine 
Mehrwertsteuer für die 
Mitgliedsbeiträge ge-
meinnütziger Sportverei-
ne geben. Gleichwohl 
kann es sein, dass das 
deutsche Steuerrecht an-
gepasst werden muss, 
ohne dass sich daraus a-
ber Änderungen für die 
Sportvereine ergeben 
würden. Mein Fazit lautet 
daher: Viel Lärm um 
nichts!“ 
 
Zur weiteren Information: 
 
Schon die nicht mehr 
ganz neue . EG-Richtlinie 
vom 1. Mai 1 („Sechs-
te Richtlinie des Rates zur 
Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern - Gemein-
sames Mehrwertsteuer-

system“, Richtlinie Nr. 
//EWG, Eur-Lex 
1L) regelt, dass 
die EU-Mitgliedsstaaten 
bestimmte dem Ge-
meinwohl dienende Tä-
tigkeiten von der Mehr-
wertsteuer befreien. Dazu 
zählen neben vielen an-
deren Ausnahmetatbe-
ständen unter anderem 
nach Artikel 1 A. lit. l) bis 
n): 
„l) die Dienstleistungen 
und eng damit verbunde-
ne Lieferungen von Ge-
genständen, die Einrich-
tungen ohne Ge-
winnstreben, welche poli-
tische, gewerkschaftliche, 
religiöse, patriotische, 
weltanschauliche, phi-
lanthropische oder 
staatsbürgerliche Ziele 
verfolgen, ihren Mitglie-
dern in deren gemeinsa-
men Interesse gegen ei-
nen satzungsgemäß fest-
gelegten Beitrag erbrin-
gen, vorausgesetzt, daß 
diese Befreiung nicht zu 
Wettbewerbsverzerrun-
gen führt;  
m) bestimmte in engem 
Zusammenhang mit 
Sport und Körperertüch-
tigung stehende Dienst-
leistungen, die Einrich-
tungen ohne Ge-
winnstreben an Personen 
erbringen, die Sport oder 
Körperertüchtigung aus-
üben;  
n) bestimmte kulturelle 
Dienstleistungen und eng 
damit verbundene Liefe-
rungen von Gegenstän-
den, die von Einrichtun-
gen des öffentlichen 
Rechts oder anderen von 
dem betreffenden Mit-
gliedstaat anerkannten 
Einrichtungen erbracht 
werden“. 



 

Verkehrsbelastungen der Bundes- und Landesstraßen  
nach Mauteinführung werden überprüft 
Vorlage der Ergebnisse im Herbst  
Aus dem Bereich Soltau-
Fallingbostel und auch 
aus dem Landkreis Har-
burg werden zunehmend 
Klagen an Monika Grie-
fahn herangetragen, dass 
sich der Verkehr auf den 
Landes- und Bundesstra-
ßen seit Einführung der 
Maut verstärkt habe, da 
offenbar zahlreiche Last-
kraftwagen die Mautzah-
lungen umgehen wollen. 
„Demnach sollen im Lkr. 
Soltau-Fallingbostel bei-
spielsweise die L 1 bzw. 
B  jetzt stärker mit 
Lkw-Verkehrs belastet 
sein, da es sich um eine 
Parallelstrecke zur A  
handelt. Auch von Anlie-
gern der B 1, z.B. aus 
Marklendorf, Buchholz 
und Norddrebber höre ich 
Klagen. Im Landkreis Har-
burg sollen vor allem die 
B  und  betroffen 
sein“, fasste die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
zusammen. Dies nahm 
Monika Griefahn zum An-
lass, sich mit einem 
Schreiben an Bundesver-
kehrsminister Manfred 
Stolpe zu wenden. Sie 
wollte erfahren, welche 

Maßnahmen geplant 
sind, falls sich durch die 
Mauteinführung größere 
Belastungen für das 
nachgeordnete Straßen-
netz ergeben. Schon bei 
der Verabschiedung des 
Autobahnmautgesetzes 
war sich der Deutsche 
Bundestag bewusst, das 
es möglicherweise zu ei-
nem Ausweichverhalten 
von Lkw auf einigen Stre-
cken kommt. Deshalb 
wurde bereits Anfang des 
Jahres  festgelegt, 
mit Vorher-/Nachher-
Vergleichen mögliche 
Verkehrsverlagerungen 
untersuchen zu lassen.  
Potentielle Ausweichrou-
ten für schwere Lkw kön-
nen nur umfassend mit 
Hilfe von Modellsimulati-
onen durchgeführt wer-
den, erfuhr Monika Grie-
fahn. Um eine belastbare 
Datengrundlage für mög-
liche Verkehrsverlagerun-
gen zu erhalten, wurde 
vom Bundesverkehrsmi-
nisterium eine entspre-
chende Studie in Auftrag 
gegeben. Hier sollen auf 
Basis von Modellrech-
nungen die Auswirkun-

gen der Lkw-Maut, insbe-
sondere die Größenord-
nung von möglichen Ver-
kehrsverlagerungen zu 
Lasten bestimmter Räu-
me, Städte und Gemein-
den untersucht werden.  
Parallel dazu werden 
mögliche Verlagerungsef-
fekte auf Grundlage ak-
tueller Verkehrsdaten un-
tersucht. Hierzu werden 
die Daten aus automati-
schen Dauerzählstellen 
herangezogen. Die Ver-
schiebung der Mautein-
führung bis zum 1.1. 
wurde genutzt, um die 
tatsächlichen Vorher-
Belastungsdaten zu erhe-
ben. „Die Zusammenfüh-
rung der Daten und ihre 
Auswertung werden noch 
einige Zeit dauern, da 
Verkehrsdaten nach Ein-
führung der Maut erst 
nach einer Eingewöh-
nungsphase im ‚einge-
schwungenen Zustand’ 
aussagekräftig sind“, er-
läuterte Monika Griefahn. 
Mit der Vorlage aussage-
kräftiger Ergebnisse wird 
im Herbst  gerech-
net.  

„Natürlich schwingt in 
allen Anfragen auch die 
Frage mit: welche Maß-
nahmen werden ergrif-
fen, wenn die Mehrbelas-
tung durch das Aus-
weichverhalten vom Lkw 
bewiesen ist? Mich errei-
chen in dem Zusammen-
hang viele Forderungen 
nach Einführung einer 
Lkw-Maut auch für das 
nachgeordnete Straßen-
netz“, erklärte die Bun-
destagsabgeordnete. Hier 
sei bereits bei der Verab-
schiedung des Auto-
bahnmautgesetzes im §1 
Abs.  die Ermächtigung 
zum Erlass einer entspre-
chenden Rechtsverord-
nung eingebaut worden. 
„Sollte es also auf be-
stimmten Strecken zu ei-
ner erheblichen Verlage-
rung von Güterverkehren 
kommen, kann unter be-
stimmten Bedingungen 
die Mautpflicht auf genau 
bezeichnete Abschnitte 
von Bundesstraßen aus-
gedehnt werden, wenn 
dies aus Sicherheitsgrün-
den gerechtfertigt ist.“ 

 

Monika Griefahn und Olga Kitowa im Gespräch mit  
Stipendiaten der Otto-Benecke-Stiftung 
Das Foto zeigt Olga Kito-
wa und Monika Griefahn 
MdB mit den Stipendia-
ten der Otto-Benecke-
Stiftung. 

Im Rahmen der Veran-
staltungsreihe „Otto-
Benecke-Stiftung trifft 
Politik“ fand jetzt in 
Hamburg ein Gespräch 

mit der Vorsitzenden des 
Bundestagsausschusses 
für Kultur und Medien, 
Monika Griefahn MdB, 
und der russischen Jour-
nalistin Olga Kitowa 
statt.  Studenten und 
Studienbewerber nah-
men an dem Gespräch 
teil. Die Otto-Benecke-
Stiftung (OBS) ist als ge-
meinnützige und poli-
tisch neutrale Organisa-
tion im Auftrag der Bun-
desregierung tätig. Die 
Stiftung nimmt im Rah-
men humanitärer Bil-
dungshilfe Eingliede-
rungsaufgaben für Aus-
siedler, Kontingentflücht-

linge und asylberechtigte 
Ausländer wahr, die in der 
Bundesrepublik Deutsch-
land eine Hochschulaus-
bildung aufnehmen oder 
fortsetzen wollen oder als 
Hochschulabsolventen 
ausbildungsadäquate Be-
schäftigungsmöglichkei-
ten anstreben. 
Vom Gespräch mit Moni-
ka Griefahn und Olga Ki-
towa berichtet die Be-
treuerstudentin Olga Ste-
panova-Wittern: „Erstes 
Hauptthema war „Die La-
ge der Medien in Russ-
land und die Sicht deut-
scher Politiker auf dieses 
Problem“. Olga Kitowa 



 

zufolge durchlebt Russ-
land gerade eine schwie-
rige gesellschaftspoliti-
sche Krise, die sich unter 
anderem in der Ein-
schränkung der demokra-
tischen Freiheiten, vor al-
lem der Pressefreiheit 
äußert. Olga Kitowa weiß, 
wovon sie spricht: Als ei-
ne der bekanntesten 
Journalistinnen Russlands 
arbeitet sie seit Mitte der 
er Jahre bei der Zeitung 
„Belgorodskaja Prawda“. 
Sie erhielt mehrere Preise 
für ihre investigativen Re-
cherchen über Korrupti-
on, Amtsmissbrauch und 
Justizwillkür. Ab 1 ge-
hörte sie als parteilose 
Abgeordnete dem Regio-
nalparlament von Belgo-
rod an. Aufgrund ihrer kri-
tischen Berichterstattung 
wurde sie bedroht, ver-
haftet, verprügelt und zu 
einer Gefängnisstrafe 
„wegen Verleumdung 
und Verletzung der Miliz“ 
verurteilt. Um Olga Kito-
wa verurteilen zu können, 
war ein Strafprozess ge-
gen junge Studenten ma-
nipuliert worden. Wäh-
rend der Diskussion 
wandte sich die Journalis-
tin an die OBS-
Stipendiaten, den jungen, 
fälschlich angeklagten 
Menschen, die ihre acht-
jährige Strafe im Gefäng-
nis im Belgoroder Gebiet 
abbüßen, mit Briefen mo-
ralische Unterstützung zu 
geben und Mut zu ma-
chen. Im Dezember 1 
wurde Olga Kitowa vom 
Belgoroder Gericht zu 
zweieinhalb Jahren Frei-
heitsentzug auf Bewäh-
rung und einer hohen 
Geldstrafe verurteilt und 
mit der Aberkennung des 
Wahlrechts bestraft. Im 
Juli  wurde das Urteil 
des Belgoroder regionalen 
Gerichts vom Vorsitzen-
den des Obersten Ge-
richts widerrufen. Olga 
Kitowa wurde gänzlich 
freigesprochen. Sie war 
gezwungen aus Belgorod 
nach Moskau zu fliehen. 
Dort begann sie bei der 
Zeitung „Russkij kur´er“ 
(„Russischer Kurier“) zu 

arbeiten. Nach einer ARD-
Reportage von Udo Li-
lischkis „Russische Treib-
jagd – Ende einer Repor-
terin“ wurden Menschen-
rechtsorganisationen auf 
den Fall aufmerksam. 
 wurde Olga Kitowa 
mit dem internationalen 
Preis der Pressefreiheit 
des DJV ausgezeichnet. 
Sie konnte ihn jedoch 
nicht entgegennehmen, 
da die russischen Behör-
den sie nicht ausreisen 
ließen. Erst nach ihrem 
Freispruch im Juli  
erhielt sie ihren Reisepass 
und konnte aus Russland 
ausreisen. Seit Oktober 
 ist sie Gast der 
Hamburger Stiftung für 
politisch Verfolgte.  
Die Studenten stellten 
Fragen zu den Themen 
Pressefreiheit, Vielfalt der 
Medien, politisches Enga-
gement und demokrati-
sche Entwicklung in der 
Gesellschaft. Olga Kitowa 
wies darauf hin, dass es 
nur noch wenige Zeitun-
gen in Moskau wie z.B. 
Nowaja, Russischer Ku-
rier, Kommersant, 
Moskowskie nowosti ge-
be, die offen und kritisch 
berichten.  
Monika Griefahn erwähn-
te, dass sie bereits wäh-
rend eines Russlandauf-
enthalts vor 1 Jahren die 
Erfahrung gemacht habe, 
dass Kommunikation per 
Internet in Russland ein-
facher sei als über andere 
Medien. Inzwischen habe 
auch die Deutsche Welle 
eine neue Internetausga-
be gelauncht. Die beiden 
Frauen waren sich einig, 
dass das Internet eine 
wichtige Informations-
quelle in Russland sei, 
auch wenn viele russische 
Bürger noch keinen Zu-
gang zum Internet haben. 
Zu weiteren Fragen über 
technische Details bezüg-
lich der Sendezeiten und 
dem Empfang der Deut-
schen Welle in der Ukrai-
ne und in Kasachstan er-
läuterte Monika Griefahn, 
dass sich die Sendezeiten 
der Deutschen Welle ver-
ändert hätten und er-

wähnte Satelliten-
Systeme, die für einen zu-
verlässigen Empfang 
westlicher Sender sorgen 
sollen. 
Zur Frage nach den Be-
ziehungen zwischen Russ-
land und Deutschland er-
klärte Monika Griefahn, 
dass es erforderlich sei, 
Beziehungen zwischen 
den Menschen (Gemein-
den, Nichtregierungsor-
ganisationen, Vereinen, 
etc.) zu fördern. Das sei 
auch das Ziel zu Vereinba-
rungen über den deutsch-
russischen Jugendaus-
tausch. Die Jugendlichen 
beider Länder sollen Ge-
legenheit haben, einan-
der besser kennen zu ler-
nen und Traditionen und 
Sitten des jeweils ande-
ren zu erkunden. „Ziel ist 
es, Vorurteile und Feind-
bilder abzubauen und 
Kontakte auf nicht forma-
ler Ebene zu knüpfen“, so 
Monika Griefahn, die sich 
in der Vergangenheit 
stark für die Entwicklung 
des deutsch-französi-
schen Jugendaustauschs 
engagierte.  
Da die meisten Stipendia-
ten sich im Studium be-
finden oder ein Hoch-
schulstudium planen, war 
die Diskussion um die Ein-
führung von Studienge-
bühren ein Hauptthema. 
Monika Griefahn betonte, 
dass die Einführung von 
Studiengebühren für das 
erste Studium von der 
Bundesregierung abge-
lehnt werde. Ein Verbot 
sei aber an einigen Bun-
desländern gescheitert. 
Die Befürchtung, dass 
Studiengebühren Ein-
schränkungen von Bil-
dungsmöglichkeiten jun-
ger Menschen aus einfa-
chen Verhältnissen nach 
sich ziehen, bewegte die 
Mehrzahl der anwesen-
den Studenten. Die Bun-
destagsabgeordnete 
nimmt die Sorgen sehr 
ernst, weil sie alles, was 
sie in ihrem Leben er-
reicht hat, einschließlich 
ihre erfolgreiche Karriere 
als Umweltministerin in 
Niedersachsen und Mit-

glied des Bundestages, 
den Möglichkeiten ver-
dankte, die ihr vor langer 
Zeit vom Staat gegeben 
wurden. Als älteste von 
vier Schwestern in einfa-
chen Verhältnissen lernte 
sie schnell sich durchzu-
setzen und Verantwor-
tung zu übernehmen. 
Obwohl ihre Eltern ihren 
Bildungsambitionen nicht 
nachgingen, kam das 
Mädchen auf Wunsch ih-
res Großvaters aufs Gym-
nasium. Dort entwickelte 
sie Führungsqualitäten 
und konzentrierte sich 
auf Themen und Inhalte, 
die sie voranbrachten. 
1 kam die Diplom-
Soziologin als erste Frau 
in den internationalen 
Greenpeace-Vorstand. 
1 holte Gerhard 
Schröder sie als Umwelt-
ministerin nach Nieder-
sachsen. 1 wurde sie 
Mitglied des Bundesta-
ges, seit  ist sie Vor-
sitzende des Ausschusses 
für Kultur und Medien. 
„Ich bin stolz darauf, dass 
man in Deutschland im 
Unterschied zu den USA 
kein Geld bezahlen muss, 
um in ein politisches Amt 
gewählt zu werden. Ich 
musste mir alles hart er-
arbeiten und erkämpfen, 
aber ich habe es ge-
schafft, weil man hierzu-
lande solche Chancen hat. 
Zurzeit hängt viel von den 
politischen Entscheidun-
gen der Länder und von 
der politischen Aktivität 
der Bevölkerung ab.“ Die 
indirekte Botschaft der 
Politikerin an die Stipen-
diaten der OBS war ein-
deutig: „Arbeitet hart und 
ihr könnt viel erreichen.“ 
Allen, die weitere Fragen 
hatten, hat die Politikerin 
empfohlen, mit ihr per-
sönlich per E-Mail in Kon-
takt zu treten und gab ih-
re E-Mail-Adresse be-
kannt. Die Resonanz auf 
die Diskussion war sehr 
positiv. In einer entspann-
ten Atmosphäre konnten 
viele heikle Inhaltspunkte 
berücksichtigt werden.“ 



 

Lars Klingbeil MdB eröffnete Büro in Soltau  
Inzwischen hat das Abge-
ordnetenbüro von Lars 
Klingbeil in Soltau, Hagen 
1, seine Arbeit aufge-
nommen. An der Eröff-
nung am . April nahm 
auch Monika Griefahn 
teil, die direkt von einer 
internationalen Parla-
mentarier-Tagung aus 
Manila kommend nach 
Soltau eilte. Damit hatte 
sie eindeutig die längste 
Anreise! 

 Sie freute sich über die 
politische Unterstützung 
in ihrem Wahlkreis und 
wünschte Lars Klingbeil 
viel Erfolg bei seiner Ar-
beit. Das Gästebuch, das 
Monika Greifahn als Ge-
schenk überreichte, konn-
te gleich von den zahl-
reich erschienenen Gäs-
ten aus Politik und Gesell-
schaft eingeweiht wer-
den.  

 
 

Schon im letzten Bundes-
tagswahlkampf haben 
Lars Klingbeil und Monika 
Griefahn gemeinsam an 
einem Strang gezogen. 

 

Monika Griefahn besuchte Felix-Nussbaum-Schule in Walsrode 
STEP 1-Box übergeben 
Hauptgrund für den Be-
such der Bundestagsab-
geordneten Monika Grie-
fahn in der Felix-
Nussbaum-Schule in 
Walsrode war eigentlich 
die Übergabe einer STEP 
1-Box an die Schule. Aber 
natürlich stand auch das 
Thema Ganztagsschule 
ganz vorne an, für das die 
Abgeordnete immer wie-
der engagiert wirbt. Wer-
ben musste sie an der Fe-
lix-Nußbaum-Schule al-
lerdings nicht mehr für 
die Ganztagsschule, denn 
schließlich hatte diese 
Schule bereits einen 
Ganztagsschulbetrieb 
praktiziert, bevor von 
Bund und Land für diese 
Schulform geworben 
wurde. „Ich wollte die 
STEP 1-Box mit Arbeits-
hilfen, Medien und Soft-
ware zum Thema „Zu-
kunft : Identität“, dabei 
handelt es sich um Unter-
richtsbausteine und au-
ßerschulische Bausteine 
zu den Themen ‚Arbeit – 
Lebenswelten – Freizeit’, 
für eine Hauptschule 
spenden, an der beson-
ders engagiert gearbeitet 
wird“, erklärte Monika 
Griefahn. STEP 1 ist eine 

gemeinnützige Jugendini-
tiative, die sich seit gut 
fünf Jahren für mehr To-
leranz und Verantwor-
tung unter Jugendlichen 
engagiert. Durch Spenden 
war es möglich, bisher 
schon zahlreiche Projekte 
zu verwirklichen. Auch die 
Entwicklung der innovati-
ven Medienbox „Zukunft : 
Identität“ gehört dazu. 
Mit neuen Lehrmethoden 
soll daran mitgewirkt 
werden, die Persönlich-
keit und das Selbstwert-
gefühl der Schülerinnen 
und Schüler zu stärken.  
Monika Griefahn infor-
mierte sich bei Rüdiger 
Strack, Frauke Woker, Iris 
Wagner und Jörg Müller 
über den Ganztagsschul-
betrieb an der Felix-
Nussbaum-Schule. Ihre 
Gesprächspartner bilden 
das Schulleitungsteam, 
wie Rüdiger Strack erläu-
terte. „Schule wird immer 
komplexer, sowohl von 
der Politik wie von der 
Gesellschaft her. Daher ist 
Teamarbeit besser, denn 
viele neue Aufgaben sind 
hinzugekommen und 
können gemeinsam bes-
ser bewältigt werden.“ An 
der Hauptschule gibt es 

zwei verpflichtende Ganz-
tagsschultage, an denen 
auch am Nachmittag rich-
tiger Unterricht stattfin-
det. Alle werden ver-
pflichtet, an den beiden 
Tagen auch am Mittages-
sen teilzunehmen, denn 
das gemeinsame Essen ist 
ein wichtiger Baustein 
des Ganztagsschulkon-
zepts. Im Jahr 1 wurde 
bereits damit begonnen. 
„Das Konzept hat uns 
Recht gegeben“, erklärte 
Rüdiger Strack. Täglich 
werden  Mittagessen 
ausgegeben. Allerdings 
hat die Schule auch erfah-
ren, dass , Euro pro 
Mittagessen die Ober-

grenze dessen ist, was 
viele Familien in wirt-
schaftlich schwierigen 
Zeiten aufwenden kön-
nen. „Schule wird immer 
teurer“, wurde festge-
stellt. Das Schulleitungs-
team freut sich über die 
hohe Akzeptanz der Felix-
Nussbaum-Schule, denn 
über  % Schülerinnen 
und Schüler eines Jahr-
gangs entscheiden sich 
für diese Schule. Eine gute 
Bilanz ist auch, dass zwei 
Drittel aller Schülerinnen 
und Schüler die 1. 
Hauptschulklasse besu-
chen. 
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Aus der Berliner Arbeit von Monika Griefahn 
 

Koalition in Kiel ohne Kultur ? 
I.  
Monika Griefahn erklärte  
als Vorsitzende des Aus-
schusses für Kultur und 
Medien im Deutschen 
Bundestag: „Das Amt des 
Kulturministers in 
Schleswig-Holstein darf 
nicht wegfallen. Es ist 
sehr bedauerlich, dass bei 
der Regierungsbildung in 
Schleswig-Holstein das 
Amt des Kulturministers 
abgeschafft wurde. Die 
Länder pochen unent-
wegt auf ihre Zuständig-
keit in Kulturangelegen-
heiten und nicht nur die 
geplante Zusammenfüh-
rung der Kulturstiftung 

 
von Bund und Ländern 
scheiterte an solchen Po-
sitionen. Nun entzieht 
sich die neue Koalition 
jedoch ihrer Verantwor-
tung. Daran kann man 
sehen, wie ernst sie es mit 
ihrer Zuständigkeit meint. 
Das Amt des Kulturminis-
ters ist eine unverzichtba-
re Institution. Die Staats-
kanzlei, die künftig für 
Kulturfragen zuständig 
sein soll, kann nicht aus-
reichend sein. Sie ersetzt 
nicht einen Ansprech-
partner im Ministerrang, 
der im Kabinett unab-
hängig für die Kultur 
streiten kann." 

II.  
"Nachdem die beunruhi-
gende Nachricht aus Kiel 
zu vernehmen war, dass 
es in Schleswig-Holstein 
bald kein Amt des Kul-
turministers geben solle, 
sind die jüngsten Überle-
gungen nun fast absurd. 
Kultur nicht einmal mehr 
in der Staatskanzlei anzu-
siedeln, sondern stattdes-
sen die ehrenamtliche 
Minderheitenbeauftragte 
Caroline Schwarz dafür 
verantwortlich zu ma-
chen, ist ein Desaster.  

 
Im Vergleich zu den vor-
herigen Überlegungen ist 
das eine Verschlimmbes-
serung. Wenn Kultur nur 
noch ehrenamtlich statt-
findet und dementspre-
chend auch die finanziel-
len Mittel gestaltet wer-
den, sehe ich schwarz für 
die Kultur in Schleswig-
Holstein. Ein Hohn, wer 
da noch vom verfassungs-
rechtlichen Auftrag der 
Länder für die Kultur 
spricht. In solch einer Ver-
fassung ist die Kultur kei-
nen Pfifferling wert!"  
 
 

 

Kultur und Bildung müssen in einer  
EU-Dienstleistungsrichtlinie geschützt werden 
Die Vorsitzende des Bun-
destagsausschusses für 
Kultur und Medien, Mo-
nika Griefahn (SPD) hat  
nach einem Gespräch mit 
dem Bundesfachaus-
schuss Musik und Medien 
des Deutschen Musikra-
tes und dem Rundfunk-
ausschuss der Landesmu-
sikräte einen Vorschlag 
zur Neugestaltung der 
EU-Dienstleistungsricht-
linie unterbreitet: „Kultur 
und Bildung müssen in 
einer EU-Dienstleistungs-
richtlinie geschützt wer-
den. Die EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie wird dra-

matische Auswirkungen 
auf den Bildungs- und 
Kulturbereich haben, 
wenn diese Bereiche nicht 
als Dienstleistung beson-
derer Art gewertet wer-
den. Ich schlage daher 
vor, bei der Überarbei-
tung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie nur die 
einzubeziehenden Berei-
che zu benennen. Dieser 
Weg ist wesentlich einfa-
cher umzusetzen, als bei 
den Ausnahmeregelun-
gen den langwierigen 
Weg der Einzelfallprüfung 
zu gehen. Ich bin mir mit 
dem Vorsitzenden des 

Bundesfachausschusses 
Musik und Medien, Dieter 
Gorny und dem General-
sekretär des Deutschen 
Musikrates Christian 
Höppner einig, dass wir 
die kulturelle Vielfalt in 
unserer föderalen Repu-
blik nur bewahren kön-
nen, wenn Bildung und 
Kultur als Dienstleistung 
besonderer Art bewertet 
werden. In diesem Sinne 
bedarf die Identitätsstif-
tende Wirkung von Bil-
dung und Kultur des be-
sonderen Schutzes auf 
nationaler Ebene. Der öf-
fentlich-rechtliche Rund-

funk und das Fernsehen 
haben hier in der Wahr-
nehmung ihres Sendeauf-
trages eine besondere 
Verantwortung." Der Mei-
nungsaustausch mit Mo-
nika Griefahn fand im 
Rahmen der medienpoli-
tischen Tagung, die vom 
Landesmusikrat Nord-
rhein-Westfalen in Zu-
sammenarbeit mit der 
Landesanstalt für Medien 
NRW und dem Deutschen 
Musikrat veranstaltet 
wurde, statt. 

 

Papstwahl ratz-fatz – Der neue Papst ist der alte Papst 
Monika Griefahn Mitglied 
des Deutschen Bundesta-
ges und Vorsitzende des 
Ausschusses für Kultur 
und Medien gratuliert 
dem neuen Papst Bene-
dikt XVI. herzlich zu seiner 
Wahl: „De facto ist der 
neue Papst der alte, denn 
er hat mindestens die 
letzten  Jahre die Ge-
schäfte des alten Papstes 
geführt und wesentlich 

zu den Entscheidungen 
beigetragen – so das ö-
kumenische Abendmahl 
beim ökumenischen Kir-
chentag zu verbieten, den 
Professoren Küng und 
Drewerman die Lehrbe-
fugnis zu entziehen, etc… 
Ich hoffe sehr, dass den-
noch der neue Papst das 
Vertrauen, das er durch 
die sehr schnelle Wahl 
bekommen hat, nutzt, die 

katholische Kirche auch in 
Reformen zu führen und 
die Initiativen der ’Kirche 
von unten’ sowie der Be-
freiungstheologen auf-
greift. Ebenso geht es dar-
um, die Gleichberechti-
gung von Frau und Mann 
auch in der katholischen 
Kirche zu vollziehen, sei 
es in der Priesterweihe 
von Frauen oder bei der 
Aufhebung des Ehever-

bots. Um die Bindung von 
Menschen an die Institu-
tion Kirche zu erhalten, 
muss sich auch das Ober-
haupt der katholischen 
Kirche gesellschaftspoliti-
schen Realitäten stellen, 
so wie er das dankens-
werter weise ja auch in 
seiner Ablehnung gegen 
den Irakkrieg getan hat!“ 



 1

Aktuelle Termine 
Datum Zeit Thema Ort 
.. 1: Gespräch mit der Leitung der Agentur für Arbeit Lüneburg Lüneburg 
..      1:-

1: 
Besuch von Monika Griefahn bei dem Bauunternehmen Rübke-
Bau in Walsrode mit Vorstellung eines umweltfreundlichen 
Hauses 
 

Walsrode 

..      1:-
1: 

Besuch des Tierheims Hodenhagen Hodenhagen 

..      1:-
1: 

Telefonsprechstunde für den Landkreis Soltau-Fallingbostel  
unter der Wahlkreisrufnummer 1- 

 

..      :-
1: 

Informationsgespräch mit Monika Griefahn, MdB, und Dieter 
Möhrmann, MdL, im Schullandheim 

Schullandheim Schnever-
dingen 

..      1:-
1: 

gemeinsam mit der Europaabgeordneten Erika Mann diskutiert 
Monika Griefahn in der KGS Schneverdingen europäische The-
men 

KGS Schneverdingen 

.. 1: - 
1: 

Pressegespräch und Betriebsbesichtigung mit Erika Mann MdEP 
und Monika Griefahn MdB im Landkreis Harburg 

 

.. 1: Teilnahme am Mahl der Arbeit des SPD-Unterbezirks Soltau-
Fallingbostel, Thema : Änderungen in der Handwerksordnung, 
mit Hubertus Heil, MdB; Klaus-Jürgen Geselle, Kreishandwerks-
meister SFA; Jonas Kuckuk, Berufsverband Unabhängiger Hand-
werkerinnen & Handwerker 

Brauhaus Johannes Alb-
recht in Soltau 

1..     1: Gespräch mit der Agentur für Arbeit Uelzen  Agentur für Arbeit Soltau 
 

Politik im Internet: Aktuelle Link-Tipps 
Wenn Sie auf die Links klicken, werden die Internetseiten bei bestehender Internetverbindung direkt in Ihrem Browser geöffnet! 
 

Internetadresse Erläuterung 
www.monika-griefahn.de Internetseite von Monika Griefahn MdB, Tipp: In der Rubrik „Service“ finden 

sich unter „Linkliste“ rund 1. Links, darunter auch  Links von Anbie-
tern aus den Landkreisen Harburg und Soltau-Fallingbostel 

www.spd.de Internetangebot der Bundes-SPD 
www.spd-niedersachsen.de Internetangebot der Landes-SPD 
www.spdfraktion.de Internetangebot der SPD-Bundestagsfraktion mit den aktuellen Topthemen 

Zeit für Innovationen, Ausbildungsumlage, Bekämpfung der  Schwarzarbeit, 
Jugendliche vor Alcopops schützen, EU-Erweiterung und Agenda 1   

www.spd-landesgruppe-
niedersachsen.de 

Die SPD-Landesgruppe: die Internetseite der 1 niedersächsischen SPD-
Bundestagsabgeordneten in der SPD-Bundestagsfraktion 

www.arbeitsmarktreform.spd.de Informationen zu Hartz IV und zu den Arbeitsmarktreformen von der SPD 
 
 
 

 Deutscher Bundestag 
Mitarbeiter: Dirk Beusch, Renate Mantzke 
Platz der Republik, 1111 Berlin 
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Tel: () - /  
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 Bürgerbüro Lkr. Harburg 
Mitarbeiter: Matthias Westermann 
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1 Winsen/Luhe 
Tel: (11) 11 
Fax: (11) 1 
Email: monika.griefahn@wk.bundestag.de 

 Büro Lkr. Soltau-Fallingbostel  
Mitarbeiterin: Gunda Ströbele 
Uppen Drohm 1,  
 Neuenkirchen 
Tel: (1)  
Fax: (1)  
Email: sfa@monika-griefahn.de 
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